
nehmer hervor, daß es notwendig ist, unversöhnlich die 
Auseinandersetzung mit der bürgerlichen Ideologie, 
der Theorie und Praxis des Antikommunismus und Re
visionismus zu führen.
Die Teilnehmer der Beratung nähmen ferner Erklärun
gen zur Frage der europäischen Sicherheit und Zusam
menarbeit sowie zur Friedensregelung in Vietnam an.

»

Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Minister der Justiz, Heusinger, empfing am 31. Ok
tober 1972 den zu einem mehrtägigen Erfahrungsaus
tausch in der DDR weilenden Vorsitzenden des Juristi
schen Komitees beim Ministerrat der Mongolischen 
Volksrepublik, Damuranguun Chorchoi, zu einem Ar
beitsgespräch. Im Mittelpunkt der Unterredung stan

den Fragen der Verantwortung des Ministeriums der 
Justiz der DDR bei der weiteren Gestaltung der sozia
listischen Rechtsordnung und Probleme bei der Ge
währleistung der Gesetzlichkeit, Sicherheit und Ord
nung.

♦

Der Konsultativrat für Urheberrecht beim Obersten Ge
richt beriet in seiner Sitzung vom 15. November 1972 
Fragen der rechtlichen Stellung des Urhebers als Part
ner eines Arbeitsrechtsverhältnisses. Erörtert wurden 
u. a. die Abgrenzung zwischen Arbeits- und Zivilrechts
verhältnissen bei schöpferischen Leistungen sowie prak
tische Probleme aus der Anwendung des § 20 URG (Ur
heberrecht und Arbeitsrechtsverhältnisse) im Vertrags
wesen sowie in anderen kulturellen Bereichen.

Materialien der Plenen der Bezirksgerichte

Zur Anwendung der Geldstrafe
Aus dem Bericht des Präsidiums des Stadtgerichts
Den Gerichten ist die Aufgabe gestellt, den Schutz der 
sozialistischen Gesellschaft vor kriminellen Angriffen 
zu gewährleisten, Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit im 
Großen wie im Kleinen zu garantieren und die Rechts
sicherheit zu festigen. Dabei ist die Strafpraxis der Ge
richte von besonderer Bedeutung, hängt doch von der 
richtigen Anwendung der Maßnahmen der strafrecht
lichen Verantwortlichkeit die Wirksamkeit der gericht
lichen Tätigkeit unter dem Gesichtspunkt des zuver
lässigen Schutzes der sozialistischen Gesellschaft vor 
Straftaten wie der erzieherischen Einwirkung auf den 
Straftäter und ändere ab. Innerhalb der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit kommt der 
Geldstrafe erhebliche Bedeutung zu.
Die Berliner Stadtbezirksgerichte haben erkannt, daß 
auch die Geldstrafe — richtig und differenziert ange
wandt — geeignet ist, die Schutzfunktion des sozialisti
schen Strafrechts zu verwirklichen. Die Tätigkeit der 
Leitungsorgane des Stadtgerichts hat dazu beigetragen, 
daß bei den Stadtbezirksgerichten wichtige Grundsätze 
der Geldstrafenanwendung durchgesetzt worden sind. 
Es kömmt nunmehr darauf an, die Erkenntnisse zu 
vertiefen, insbesondere auf der Grundlage der Recht
sprechung die Stellung der Geldstrafe im System der 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
exakter zu bestimmen sowie Kriterien für die Anwen
dung und die Bemessung der Geldstrafe zu formulie
ren.
Der Anteil der Geldstrafen hat in den Jahren 1970 und 
1971 zugenommen. Das ist darauf zurückzuführen, daß 
bei der Durchsetzung des Beschlusses des Präsidiums 
des Obersten Gerichts vom 9. Juli 1971/1/ solche Auf
fassungen überwunden worden sind, die die Bedeutung 
der Geldstrafe bei der Entwicklung einer wirksamen 
Strafpraxis unterschätzten.

Zum Anwendungsbereich der Geldstrafe

Die gerichtliche Praxis entspricht im allgemeinen den 
Anforderungen, wie sie die 2. Plenartagung des Ober
sten Gerichts zu Problemen der Strafzumessung/2/ ent
wickelt hat. Die Geldstrafe ist.da anzuwenden, wo der 
gesetzliche Strafrahmen sie als mögliche Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit vorsieht und —

IV Beschluß zur Anwendung der Geldstrafe und des Straf
befehlsverfahrens - I Pr 1 - 112 - 3/71 - (NJ-Beilage 6/71 zu 
Heft 15).
121 Vgl. dazu die Materialien der Plenartagung ln NJ 1972 
S. 249 ff.

von Groß-Berlin an das Plenum vom 6. September 1972
ausgehend vom Charakter und der Schwere der Straf
tat — der wirksame Schutz der sozialistischen Gesell
schaft wie die erzieherische Einwirkung auf den Täter 
gewährleistet ist.
Die Tatsache, daß der Hauptanwendungsbereich der 
Geldstrafe auf bestimmte Deliktsgruppen beschränkt 
ist, ergibt sich in erster Linie aus der Gestaltung der 
gesetzlichen Strafrahmen. Die Gerichte erkennen rich
tig, daß die Geldstrafe da angebracht ist, wo
— die entstandenen Folgen einen nicht sehr schwerwie

genden Widerspruch zwischen dem Täter und der 
Gesellschaft offenbaren,

— die Straftat Ausdruck eines der in § 30 StGB genann
ten Kriterien ist.

Mit dieser Praxis wird der Bedeutung der Geldstrafe 
Rechnung getragen und erkannt, daß sich ihr Anwen
dungsbereich nicht auf sog. leichte Vergehen beschränkt. 
Darauf hat das Plenum des Stadtgerichts bereits früher 
hingewiesen und hervorgehoben, daß die verursachten 
Folgen ein wesentliches Kriterium für die Anwendung 
der Geldstrafe sind. Diese Orientierung hat sich als 
richtig erwiesen. Ausgehend von den Ergebnissen der
2. Plenartagung des Obersten Gerichts läßt sich diese 
Orientierung für die Deliktsgruppen, in denen Geld
strafen hauptsächlich angewandt werden, folgenderma
ßen weiterentwickeln:
Bei Eigentumsdelikten wird die objektive Tatschwere 
u. a. durch die verursachten Vermögensschäden be
stimmt. In ihnen objektiviert sich im allgemeinen der 
Grad der Schuld und auch der Intensität der Tat, so daß 
die Schadenshöhe unter Berücksichtigung insbesondere 
der Motivation auch für die Geldstrafenanwendung ein 
wichtiges Kriterium darstellt. Dabei ist die Zulässigkeit 
der Geldstrafe einerseits von den Kriterien für die 
Übergabe eines derartigen Verfahrens an ein gesell
schaftliches Gericht, andererseits aber davon abhängig 
zu machen, unter welchen Voraussetzungen die An
wendbarkeit einer Verurteilung auf Bewährung zu prü
fen ist.
Im Regelfall wird eine Schadensverursachung von we
sentlich mehr als 400 M eine Übergabe an ein gesell
schaftliches Gericht nicht mehr zulassen./3/ Ausgehend 
von den Differenzierungsgrundsätzen, wie sie sich vor 
allem auch aus § 61 StGB ergeben, wird bei derartigen 
Schadensverursachungen eine Übergabe nur dann mög-
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